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Medizinische Strahlen-
belastung:
Deutsche Ärztinnen und
Ärzte verabreichen ihren
Patienten seit Jahren die
mit weltweitem Abstand
höchsten Strahlendosen.
Die Radiologen meinen,
sie träfe daran keine
Schuld.
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Medizinische Strahlen-
belastung:
Im Jahre 2001 wurde in
Deutschland mit drei Mo-
dellprojekten zu Mammo-
graphie-Reihenuntersu-
chungen begonnen. Auf
dem Deutschen Röntgen-
kongress wurden jetzt die
ersten Ergebnisse vorge-
stellt. Seite 6

Strahlenforschung:
Die Strahlenschutzkom-
mission will Erleichte-
rungen für die medizini-
sche Forschung. Der
Versicherungsschutz für
strahlenbelastete
Versuchspersonen soll
von 30 auf 5 bis 10 Jahre
verkürzt werden.
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Atommüll:
Die Atomwirtschaft wehrt
sich gegen die Kosten der
Endlagersuche. Der in die
Atomindustrie abgewan-
derte frühere Leiter der
Atomaufsicht bezeichnet
Trittins Konzept für ein
einziges Endlager für alle
Abfälle als „Schimäre“.
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Die USA bereiten sich für
kommende Kriege auf den
Einsatz von Atomwaffen vor.
Dies ist die einhellige Ein-
schätzung der australischen
Kinderärztin Helen Caldicott,
des amerikanischen Arztes
und IPPNW-Gründers Profes-
sor Bernard Lown, des malay-
sischen IPPNW-Präsidenten
Ron McCoy, des kanadischen
Ökonomieprofessors Michel
Chossudovsky und des EU-

ROSOLAR-Präsidenten und
SPD-Bundestagsabgeordneten
Hermann Scheer. Sie warnten
auf dem Kongreß „Atomener-
gie und Atomwaffen in einer
instabilen Welt“, den die In-
ternationalen Ärzte für die
Verhütung des Atomkrieges
(IPPNW) vom 7. bis 9. Mai
2004 in Berlin veranstalteten,
vor dem geplanten Einsatz
von taktischen Atomwaffen,
sogenannten Mini-Nukes.

„Die neue Atompolitik der
USA involviert ausdrücklich
die großen Rüstungsfirmen in
der Planung des Atomkrie-
ges“, so Chossudovsky. „Die-
se bestimmen auch die Agen-
da des Einsatzes von Atom-
waffen mit.“ Dies sei gleich-
bedeutend mit der „Privatisie-
rung des Atomkrieges“.

Private Industrieinteressen be-
stimmten auch die Agenda der
Atomenergiepolitik, vermerk-
te das IPPNW-Vorstandsmit-
mitglied Angelika Claußen
und wies auf die Zufriedenheit
der deutschen Atomwirtschaft
mit dem sogenannten Atom-
konsens hin. Nach Darstellung
des Atomkraftwerksbetreibers
RWE sei der Weiterbetrieb
der Atomkraftwerke „zukünf-
tig ohne politisch motivierte
Störungen“ möglich. Frau

Claußen hält es für bedau-
erlich, daß „somit nach
Tschernobyl eine weitere
Chance ungenutzt blieb, kurz-
fristig aus der Atomenergie
auszusteigen.“

Die russische Wissenschaftle-
rin Lydia Popova beschrieb
das Interesse deutscher Unter-
nehmen an einer nuklearen
Schrottentsorgung in Rußland:
„Die russische Regierung hat
bereits Genehmigungen zur
Beförderung von radioaktiven
Materialien für Ostseehäfen
erteilt.“ Das sei ein Beleg für
den bevorstehenden „Nuklear-
Handel“ zwischen der westli-
chen Atomindustrie und Ruß-
land.
Hermann Scheer wies darauf
hin, daß Uran ebenso wie Öl
und Erdgas ein auf wenige
Jahrzehnte begrenzter Roh-
stoff sei. Zur Verlängerung
des Atomzeitalters ziele die
im Untergang begriffene
Atomindustrie daher auf be-
sonders gefährliche und un-
ausgereifte Technologien wie
Wiederaufarbeitung, Schnelle
Brüter und Fusionsreaktoren
ab. Die Menschheit müsse
sich deshalb entscheiden zwi-
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schen dieser zentralisierten
Option mit wirtschaftlichen
Vorteilen für wenige und dem
Solarzeitalter, dessen dezen-
trale Technologien nicht nur
ökonomisch und ökologisch
allen Menschen nutzen wür-
den, sondern auch das Denken
und die Moral revolutionieren
würden. Kriege um Öl wären
in einer Solarwirtschaft obso-
let, so Scheer.

Für IPPNW-Präsident Ron
McCoy liegt die „Lösung des

Problems der Verbreitung von
Atomwaffen nicht in der Fort-
setzung diskriminierender Po-
litik oder im einseitigen ille-
galen Präventiveinsatz, son-
dern in der Überwindung der
Doppelmoral, der Einhaltung
von Verträgen und der Re-
spektierung internationalen
Rechts“.

Etwa 40 internationale Refe-
rentinnen und Referenten in-
formierten in der Berliner
Urania rund 800 Teilnehme-

rinnen und Teilnehmer des
IPPNW-Kongresses. „Diesen
wurde klar, daß für die Been-
digung der militärischen und
zivilen Nutzung der Atom-
energie eine andere Herange-
hensweise als bisher erforder-
lich ist“, zogen die Veranstal-
ter ihr Resümee. Die entschei-
denden ökonomischen, politi-
schen und medialen Hinter-
gründe müßten durchschaut
werden.

„Die Finger in die wun-
den Punkte der Atom-
industrie legen“

Die stellvertretende Vorsit-
zende der deutschen IPPNW-
Sektion, die Bielefelder nie-
dergelassene Psychotherapeu-
tin Dr. med. Angelika Clau-
ßen beklagte einführend, daß
der Schutz des Eigentums der
privaten Eigner von Atoman-
lagen mehr wöge als das
Recht der Bevölkerung auf
Leben und körperliche Unver-

Der sogenannte Atomkonsens ist ein Lehrbuchbei-
spiel dafür, wie Politik funktioniert.

Betrachten wir zunächst das Gefüge aus Regierung und
Opposition. Mit dem Wechsel von Sozialdemokraten und
Grünen auf die Regierungsbank, war – abgesehen von der
schwachen PDS – keine atomkritische Opposition mehr im
Bundestag vertreten. Von den Christdemokraten und den
Wirtschaftsliberalen kam erwartungsgemäß nur Unterstützung
für die Atomindustrie. Eine starke atomkritische parla-
mentarische Opposition, die unter der Regierung Helmut Kohl
jahrelang einen Durchmarsch der Atomindustrie verhindert
hatte, war seit Ende 1998 nicht mehr vorhanden.

Betrachten wir das Verhältnis des Bundeskanzlers zur
Atomindustrie. Gerhard Schröder hatte sich bereits als Op-
positionspolitiker bei den Atomkraftwerksbetreibern empfoh-
len, indem er in den 90er Jahren wiederholt versuchte, einen
von der Industrie gewünschten Atomkonsens herbeizuführen.
Nach dem Regierungswechsel 1998 wurde Werner Müller,
Manager von Deutschlands größtem Atomkraftwerksbetreiber,
der heutigen E.ON AG, Wirtschaftsminister im Kabinett
Schröder.

Wirtschaftsminister Müller betrieb in der Bundesregierung
ungeniert die Geschäfte seines Konzerns: Er stellte sich ge-
gen Bundesumweltminister Trittin, der – gemäß der Koaliti-
onsvereinbarung – zunächst einen „unumkehrbaren“ Atom-
ausstieg anstrebte. Dann plädierte er für einen öffentlich-
rechtlichen Vertrag zwischen Staat und Atomindustrie, ganz
im Sinne der aktuellen Bestrebungen multinationaler Kon-
zerne, die Staaten dieser Erde durch bindende Vertragswerke
in die Schranken zu weisen. Schließlich war Müller
maßgeblich an dem so genannten Atomkonsens vom Som-
mer 2000 beteiligt. Kurz vor seiner Rückkehr zu E.ON ließ
Müller seinen Staatssekretär – gegen das Votum des Bun-
deskartellamtes – noch eine Ministererlaubnis zur Fusion der
Ruhrgas AG mit E.ON erteilen.

Betrachten wir in diesem Kontext einige weitere aufschlußrei-
che Karriereschritte zwischen Politik und Atomwirtschaft. 1994
wechselte der damalige Leiter der Atomaufsicht im Bun-
desumweltministerium, Walter Hohlefelder, zum damaligen
Atomkonzern VEBA und wurde dort Generalbevollmächtigter.
Heute ist er im Vorstand der E.ON Energie zuständig für die
Atomkraftwerke. Mit Gerhard Hennenhöfer wechselte nach
dem Regierungswechsel ein weiterer Spitzenbeamter der
Atomaufsicht zum Atomkonzern VIAG, heute E.ON. Die bei-
den ehemaligen Spitzenbeamten Hohlefelder und Hennen-
höfer waren auf Seiten der Atomindustrie maßgeblich am
Aushandeln des Atomkonsenses beteiligt. Im September
2000, nachdem der Atomkonsens unter Dach und Fach war,
bekam die ehemalige Vorstandssprecherin der Grünen,
Gunda Röstel, einen Managerposten bei der E.ON-Tochter-
gesellschaft Gelsenwasser. Ein weiteres Beispiel: Bruno
Tomauske war beim Bundesamt für Strahlenschutz für die

Durchsetzung und Genehmigung der atomaren Zwischenla-
ger zuständig. Nachdem er dies ganz im Interesse der Atom-
industrie erledigt hatte, wurde er 2003 Prokurist beim Atom-
kraftwerksbetreiber Vattenfall.
Der Wechsel von der Industrie in die Politik und zurück ist uns
zur Genüge aus den Biografien der Bush-Regierung bekannt.
Betrachten wir die Rolle der Juristen. Bundeskanzler Ger-
hard Schröder gab schon kurz nach der Wahl die Maßgabe
vor, der Atomausstieg habe entschädigungsfrei zu erfolgen.
Dies war eine Steilvorlage für die Juristen in der Atomindu-
strie, die von da an fortlaufend öffentlich Entschädigungsfor-
derungen in astronomischer Höhe für den Fall reklamierten,
daß die Atomkraftwerke vorzeitig abgeschaltet werden. Sie
stützten ihre Forderungen vor allem auf grundgesetzlich ver-
briefte Eigentumsrechte und die Berufsfreiheit. Eine Argu-
mentation, die leicht hätte entkräftet werden können, weil das
Bundesverfassungsgericht, Deutschlands höchstes Gericht, in
seinem maßgebenden Urteil für die Atomenergie zu dem kla-
ren Ergebnis kam, daß sich die Atomkraftwerksbetreiber we-
der auf weitreichende Eigentumsrechte noch auf die Berufs-
freiheit berufen können.
Betrachten wir die Rolle der Medien. Die Medien gaben
während der Verhandlungen der Bundesregierung mit der
Atomindustrie über viele Monate hinweg ausführlich die Posi-
tionen der Atomindustrie wieder. Beständig wiederholten sie
die behaupteten Eigentumsrechte und die Entschädigungs-
ansprüche der Atomindustrie. Die Politiker wurden in ihrem
defensiven Zurückweichen wiedergegeben. Ernsthafte Argu-
mentationen der atomkritischen Verbände und Initiativen hat-
ten in den Medien ebenso wenig Platz wie der Verweis auf
das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit.
Selbst dann, als die IPPNW mit Hilfe des Kalkar-Urteils des
Bundesverfassungsgerichts die monatelang kolportierte The-
se von den weitreichenden Eigentumsrechten und Entschädi-
gungsansprüchen stichhaltig widerlegte, war nicht eine Zei-
tung dazu bereit, darüber zu berichten.
Die Medien nahmen, soweit sie nicht direkt mit der Atomindu-
strie verflochten waren, entweder auf die Atomindustrie in Ge-
stalt von Anzeigenkunden Rücksicht. Oder sie waren wegen
ihrer Nähe zu den Regierungsparteien nicht bereit, über atom-
kritische Positionen zu berichten.
Betrachten wir schließlich die Rolle der Wissenschaft. Ein
erheblicher Teil der atomkritischen Experten auf den Gebieten
der Reaktorsicherheit und des Strahlenschutzes wurde durch
die Berufung in Gutachtergremien und durch die Vergabe von
Aufträgen eng an die Regierungspolitik gebunden. Andere
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, die sich nicht
haben einbinden lassen, werden häufig massiv angegriffen
und persönlich diffamiert, wie zum Beispiel die Professorin
Inge Schmitz-Feuerhake.

Dr. med. Angelika Claußen
Aus dem einführenden Redebeitrag zum Themenkomplex Atom-

energie auf dem Atomkongress der IPPNW am 8. Mai 2004 in Berlin



Nr. 418-419 / 2004  Strahlentelex  3

sehrtheit. Über einen ge-
schichtlichen Abriß, begin-
nend bei „Atoms for peace“,
kommt sie zu dem Schluß,
daß die Atomindustrie als
maßgebliche Instanz über der
Bundesregierung herrsche.
Am 6. August 1945, 18 Stun-
den nach dem Abwurf der er-
sten Atombombe über Hiro-
shima, hatte US-Präsident
Truman die sogenannte Politik
zur friedlichen Nutzung der
Kernenergie propagierten, die
aber zur Verbreitung der
Atomwaffentechnologie führ-
te. Die Knebelung der Weltge-
sundheitsorganisation WHO
durch die Internationale
Atomenergieorganisation
IAEO folgte in den fünfziger
Jahren des 20. Jahrhunderts.
Die Leugnung der Tscherno-
byl-Folgen durch das UNO-
Komitee für die Wirkung der
Atomstrahlung und der Ab-

schluß des als „Atomausstieg“
deklarierten sogenannten
Atomkonsens in Deutschland
sind Beispiele der jüngsten
Zeit. Frau Claußen zitiert dazu
aus dem Umweltbericht 2000
des Atomkraftwerksbetreibers
RWE: „Mit dem erzielten
Konsens zwischen Bundesre-
gierung und den Energiever-
sorgungsunternehmen sind
Rahmenbedingungen ge-
schaffen worden, die den Be-
trieb der Kernkraftwerke zu-
künftig ohne politisch moti-
vierte Störungen ermögli-
chen.“ Und: „Dr. Otto Ma-
jewski, Spitzenmanager der
Atomindustrie, merkte süffi-
sant an, die Grünen seien dem
‚drolligen Mißverständnisû
erlegen, daß der Atomkonsens
eine Ausstiegsvereinbarung
sei. Geregelt werde in dem
Abkommen indes der ‚rei-
bungslose Betrieb der beste-

henden Atomkraftwerke.û “
Dagegen empfiehlt Frau
Claußen, „die Finger in die
wunden Punkte der Atomin-
dustrie zu legen“ und sie sieht
fünf Schwerpunkte: Die Ge-
fahr terroristischer Angriffe
auf Atomkraftwerke, das un-
gelöste Atommüllproblem, die
erhöhten Kinderkrebsraten um
Atomanlagen, die verfas-
sungswidrigkeit des Betriebs
von Atomkraftwerken und
zuletzt den Kostendruck auf
den liberalisierten Strom-
märkten als bisher noch wenig
beachtetes Risiko für die Si-
cherheit von Atomanlagen.
Noch vor Jahren habe sich ein
Spitzenmanager der deutschen
Wirtschaft bitter über die
„zermürbenden Auseinander-
setzungen“ um die Atomener-
gie beklagt. Das zeige, welche
Wirkung die Anti-Atom-Be-
wegung entfalten könne.

Gegen Angst hilft nicht,
die Augen zu schließen

Die Problembehandlung liegt
bei Leuten, die noch wie vor
Tschernobyl denken, merkte
die ukrainische Schriftstellerin
Swetlana Alexijewitsch an,
die mit ihren Büchern „Zink-
jungen“ und „Im Banne des
Todes“ sowie „Tschernobyl -
eine Chronik der Zukunft“
und ihrem Hörspiel „Gesprä-
che mit Lebenden und Toten“
eine der bedeutendsten Zeit-
zeugen der postsowjetischen
Gesellschaft geworden ist.
Tschernobyl sei noch nicht
verstanden worden, nicht „als
Zeichen aus der Zukunft und
Vorbote der Ängste, die die
Menschen in der Zukunft er-
warten“. Wir könnten uns un-
sere Zukunft nicht vorstellen,
sie liege bereits „nicht nur jen-
seits unseres Wissens, sondern

Die Gesundheitseffekte von Niedrigdosisstrahlung;
Mechanismen und Befunde

Die vergangenen zehn Jahre brachten eine Umwälzung im
Verständnis der Mechanismen und Wirkungen von Strahlung
an Lebewesen. Dies ist zuerst Ergebnis von Angriffen unab-
hängiger Wissenschaftler in der Umweltbewegung auf die re-
duktionistischen Modelle, die die legalen Freisetzungen radio-
aktiver Substanzen in die Umwelt untermauern. Zweitens gab
es neue Entdeckungen in der Radiobiologie (speziell die ge-
nomische Instabilität und den "Bystander Effekt", d.h. Strah-
lenwirkungen auch in nicht selbst von der Strahlung getroffe-
nen Nachbarzellen), die von etablierten Wissenschaftlern in
der Folge von Weiterentwicklungen bei den Untersuchungs-
technologien gemacht wurden. Schließlich gibt es epidemiolo-
gische Studien an Bevölkerungsgruppen, die dem Fallout von
Tschernobyl ausgesetzt waren. Im Zusammenhang mit Be-
funden von Krebs- und Leukämieanstiegen in der Nähe nu-
klearer Wiederaufarbeitungsanlagen und anderen Befunden
zeigen sie, daß die Risikofaktoren der Internationalen Strah-
lenschutzkommission (ICRP) etwa bis zum fünfhundertfachen
oder darüber falsch liegen, wenn man sie auf bestimmte For-
men innerer Strahlenbelastungen anwendet.

Die ICRP-Modelle versagen hauptsächlich deshalb, weil sie
die Dosis als Energie pro Masseneinheit darstellen. Damit
wird angenommen, daß alle Zellen in einem Körper gleicher-
maßen geschädigt werden. Für innere Bestrahlung kann es
jedoch eine Anisotropie geben: einige Zellen erhalten eine
sehr hohe Dosis und andere keine. Das ICRP-Modell unter-
scheidet sozusagen nicht zwischen jemandem, der seinen
Körper an einem Feuer wärmt, und jemandem, der eine heiße
Kohle verschluckt. Dasselbe gilt für bestimmte Formen innerer
Bestrahlung. In den Körper aufgenommene künstliche Radio-
isotope unterscheiden sich in ihren Wirkungen auf Zellen in
vielfältiger Weise von der mittleren Dosis einer äußeren
Strahlenbelastung. Außerdem nimmt die ICRP eine lineare
Dosis/Wirkungs-Beziehung an, während genomische Instabi-
lität und Bystander-Reaktionen stark überlinear mit stärkeren
Wirkungen bei niedrigen Dosen sind. Die Effekte sind epige-
netisch: sie folgen aus Wegspuren zur Zelle und die DNA

muß nicht notwendigerweise getroffen werden. Das aber war
ein grundlegender Bestandteil des ICRP-Modells für strahlen-
verursachten Krebs.

Diese mechanistischen Argumente bedeuten, daß nun die
große Zahl der Befunde zu Strahlenwirkungen mit sehr niedri-
gen Dosen aus innerer Strahlenbelastung herangezogen wer-
den muß, um die gesundheitlichen Auswirkungen solcher
Strahlenexpositionen zu erklären, und nicht so sehr die Hiro-
shima-Studien der äußeren Bestrahlung. Bis 2030 werden 66
Millionen Menschen an Krebs gestorben sein, die während
des gesamten Atomzeitalters bis 1990 Strahlenbelastungen
ausgesetzt waren. Das ergibt sich aus der kürzlich vom Euro-
päisches Komitee für Strahlenrisiken (European Committee of
Radiation Risk, ECRR) vorgelegten Neufassung der Risiko-
faktoren, die auf epidemiologische Untersuchungen an Men-
schen mit innerer Strahlenbelastung beruht. Die Fragen, die
durch die neuen Entdeckungen aufgeworfen werden, und
auch die Berechnungen anhand von Kinderleukämien in fünf
Ländern nach Tschernobyl haben dazu geführt, daß die briti-
sche Regierung ein neues Komitee zur Untersuchung des
Strahlenrisikos aus interner Strahlenbelastung eingerichtet hat
(www.cerrie.org), das bald seinen Bericht vorlegen wird. Es
wird voraussichtlich zu dem übereinstimmenden Schluß ge-
langen, daß die ICRP-Absorptionsdosis nicht für die Bewer-
tung der internen Strahlenbelastung zu gebrauchen ist. Diese
Überlegungen werden in einer größeren Neubewertung des
nuklearen Projekts münden.

Die Lehre für die zukünftige Strategie der Umweltbewegung in
verwandten Gebieten besteht darin, den naturwissenschaftli-
chen Unterbau des industriellen Wachstums oder der Umwelt-
verschmutzung unabhängig anzugehen und dafür alternative
Institutionen zu schaffen. Denn die existierenden sind unde-
mokratisch und durch Beziehungen zur Industrie voreinge-
nommen.

Chris Busby, PhD
Faculty of Medicine, University of Liverpool, UK

Green Audit, Aberystwyth, UK, christo@greenaudit.org
Atomkongress der IPPNW, Berlin, 9. Mai 2004

Übersetzung aus dem Englischen: Strahlentelex
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auch jenseits unserer Vorstel-
lungskraft“. Seit Tschernobyl
sei die Welt endgültig unvor-
hersehbar geworden: „Wir
müssen uns eingestehen, was
früher undenkbar war: Die
Vergangenheit kann uns nicht
mehr schützen.“ Unsere Ge-
fühle und Worte blieben hinter
dem zurück, was mit uns
geschieht und wir müßten den
Mut aufbringen, uns das ein-
zugestehen und uns zu erin-
nern. Vor Entsetzen die Au-
gen zu schließen, uns durch
Unwissenheit zu schützen ver-
suchen und zu vergessen, hel-
fe nicht. Angst schütze nicht
vor Angst und Unwissenheit
nicht vor der Notwendigkeit
zu wissen.

Atomare Apartheid:
„In geheuchelter Recht-
schaffenheit das Vorrecht
beanspruchen, Atomwaf-
fen herzustellen und zu
besitzen“

Der IPPNW-Präsident und
pensionierte malaysische Ge-
burtshelfer und Gynäkologe
Ron McCoy sieht eine „ato-
mare Apartheid“ als ein
Grundübel, das zur Verbrei-
tung von Atomwaffen führt.
Die Tatsache, daß die Exi-
stenz des internationalen
Schwarzmarktes für Nuklear-
technologie über 15 Jahre hin-
weg nicht bemerkt worden sei,
offenbare Schwachstellen im
Atomwaffensperrvertrag
(NPT). McCoy bezieht sich
damit auf die jüngst öffentlich
gewordenen Vorgänge um den
„Vater“ des pakistanischen
Atomwaffenprogramms, Ab-
dul Qadir Khan, dessen Khan
Research Laboratories wäh-
rend der vergangenen 15 Jahre
atomare Geheimnisse an den
Iran, Libyen und Nordkorea
verkauft hatten. Die interna-
tionale Gemeinschaft und ins-
besondere die USA gaben sich
erschüttert. In einer Rede an
der National Defense Univer-
sity in Washington am 11. Fe-
bruar 2004 forderte US-Präsi-
dent Bush eine Ausweitung
der „Initiative zur Sicherstel-
lung der Nichtverbreitung von
Massenvernichtungswaffen“
(Proliferation Security Initia-

tive, PSI) und kündigte einen
Plan der USA an, die Zahl der
Länder, die Kernbrennstoff
herstellen dürfen, einzu-
schränken.

Um ein Schlupfloch im
Atomwaffensperrvertrag zu
schließen und zu verhindern,
daß Länder unter dem Deck-
mantel ziviler Atomprogram-
me Nuklearwaffen entwik-
keln, wird vorgeschlagen, al-
len Staaten einen verläßlichen
Zugang zu Kernbrennstoffen
zu erschwinglichen Preisen
für ihre zivilen Atomreaktoren
zu ermöglichen, vorausge-
setzt, sie verzichten offiziell
auf Urananreicherung und
Plutoniumwiedergewinnung -
die beiden Hauptmöglichkei-
ten, waffenfähige Spaltstoffe
herzustellen. Weiterhin wür-
den die 40 in der „Gruppe der
nuklearen Lieferländer“ (Nu-
clear Suppliers Group, NSG)
zusammengeschlossenen Staa-
ten den Verkauf von Anrei-
cherungs- und Wiederaufbe-
reitungsgerät und technischem
Know-how an jene Länder
verweigern, die nicht bereits
voll funktionsfähige Anreiche-
rungs- und Wiederaufberei-
tungsanlagen besitzen. Alle
Länder, in denen zivile Atom-
programme betrieben werden,
müßten das Zusatzprotokoll
der Internationalen Atomener-
gieagentur (IAEA) unterzeich-
nen, das sie verpflichten wür-
de, große Teile ihrer nuklea-
ren Aktivitäten und Einrich-
tungen transparent zu machen
und sich Inspektionen durch
die IAEA zu unterziehen.

Diese Kernbrennstoffinitiative
würde jedoch eine zusätzliche
Ausweitung der atomaren
Apartheid bedeuten, meint
McCoy. Die USA und andere
Länder, die bereits im Besitz
von Atomwaffen sind, würden
weiterhin in geheuchelter
Rechtschaffenheit das Vor-
recht beanspruchen, Atom-
waffen herzustellen und zu
besitzen, während sie anderen
den Zugang zu eben diesen
Waffen verweigern. Die Ini-
tiative zeige auch eine diskri-
minierende, der Sache abträg-
liche Einstellung zur Ver-

breitung von Atomwaffen, die
auf dem Konzept der „Schur-
kenstaaten“ basiert, anstatt die
Eindämmung von Atomwaf-
fen als eine globale Heraus-
forderung zu betrachten, die
globale Zusammenarbeit er-
fordert. Das Brennstoffthema
werde ausschließlich auf dem
Gebiet der Nichtverbreitung
als Problem gesehen. Es sei
sehr wahrscheinlich, daß sich
dies als kontraproduktiv er-
weisen und die Erforschung
neuer Quellen für die Atom-
brennstoffversorgung anregen
werde.

Alternativ hierzu hat die
IAEA den Vorschlag gemacht,
eine internationale, multilate-
rale Organisation zu gründen,
die weltweit die gesamte
Kernbrennstoffproduktion
kontrolliert. Die an dieser Or-
ganisation beteiligten Mitglie-
der würden so zu Eigentümern
und könnten die Verwendung
dieser Stoffe steuern. Die
Bush-Regierung lehnt diesen
Vorschlag jedoch ab, bedauert
McCoy, weil seine Umset-
zung aktuelle US-Pläne für die
Entwicklung neuer Atomwaf-
fen im Keim ersticken würde.

Die internationale Gemein-
schaft sei zwar mit Recht be-
sorgt über die Verbreitung
von Technologien für Mas-
senvernichtungswaffen, meint
McCoy. In einer Welt, die
durch militanten religiösen
Fundamentalismus und politi-
schen Extremismus bedroht ist
- angefacht von einem Gefühl
der Ungerechtigkeit unter den
Benachteiligten und Machtlo-
sen - müsse aber ebenso den
Gründen für Proliferation
ernsthaft nachgespürt werden.
Außer materiellem Gewinn sei
Kahn auch von seiner Wahr-
nehmung getrieben gewesen,
daß die Entwicklung mosle-
mischer Atomarsenale das
militärische Ungleichgewicht
zwischen der westlichen und
der moslemischen Hemisphäre
korrigieren würde.

Während des Kalten Krieges,
so McCoy, sei die Verbreitung
von Atomwaffen von der
Doktrin der atomaren Ab-

schreckung und dem Rü-
stungswettlauf zwischen den
Vereinigten Staaten und der
Sowjetunion vorangetrieben.
Die heutige Triebfeder für
Proliferation liege in der
neuen Atom- und Militärpoli-
tik der Bush-Regierung, wie
sie im Grundsatzdokument zur
militärischen Nuklearstrategie
(Nuclear Posture Review,
NPR) von 2002 und in der
nationalen Sicherheitsstrategie
der USA zum Ausdruck
komme. Angestrebt werde ein
dauerhaftes Atomarsenal, eine
Ausweitung der Rolle von
Atomwaffen, neue Möglich-
keiten durch die Kombination
von atomaren und konventio-
nellen Militärschlägen mit
Raketenangriffen sowie ein
Komplex zur Planung, Ent-
wicklung, Herstellung und
Erprobung neuer Atom-
sprengköpfe. Mit anderen
Worten: Jeder von den USA
geführte konventionelle Krieg
könnte zu einem Atomkrieg
eskalieren.

Darüber hinaus läuten die
Vereinigten Staaten mit ihrer
Ablehnung des Umfassenden
Atomteststoppabkommens
den Anfang vom Ende der
Nichtverbreitung von Atom-
waffen und den Beginn eines
zweiten atomaren Zeitalters
ein, merkt McCoy an. Denn
immer mehr Länder würden
beschließen, sich der atomaren
Apartheid und der Doppel-
moral entgegenzustellen. Die
Canberra-Kommission zur
Abschaffung von Atomwaf-
fen, zitiert McCoy, formu-
lierte 1996 das Axiom der
Proliferation: Besitzt ein be-
liebiges Land Atomwaffen, so
werden dadurch andere Staa-
ten angeregt, sich ebenfalls
welche anzuschaffen. Die Lö-
sung des Problems liege des-
halb nicht in der Fortsetzung
diskriminierender Politik oder
im einseitigen Präventivein-
satz illegaler Gewaltmaßnah-
men, sondern in der Überwin-
dung der Doppelmoral, der
Einhaltung von Verträgen und
der Respektierung internatio-
nalen Rechts.
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Verdrängen hilft nicht
Kommentar

11 Jahre sind es her, seit die
Internationalen Ärzte für die
Verhütung des Atomkrieges
den Themenkomplexen Atom
und Radioaktivität zuletzt ei-
nen Kongreß gewidmet hatten.
Entsprechend viele Probleme
haben sich angesammelt. Die
an der jetzt ausgerichteten
Veranstaltung teilnehmenden
Ärztinnen und Ärzte waren
merklich häufig den älteren
Jahrgängen zuzurechnen und
blieben dem Gründungsim-

puls ihrer Gesellschaft treu:
Sie konzentrierten sich auf ei-
nen klassischen Begriff krie-
gerischer Bedrohung.
Eine von Bürgern empfunde-
ne, zunehmende schleichende
Verseuchung, etwa befördert
durch die inzwischen nicht
mehr so neue, seit August
2001 geltende Strahlenschutz-
verordnung der rot-grünen
Bundesregierung, blieb aus-
geklammert. Die medizinisch
verursachte Strahlenbelastung
– speziell deutsche Ärztinnen
und Ärzte verabreichen seit
Jahren ihren Patienten die mit

weltweitem Abstand höchsten
Strahlendosen und opfern so
jedes Jahr aufs neue Tausende
– blieb tabuisiert. Vielleicht
weil darüber nachzudenken
ein Luxus ist, den sich nur
satte Wohlstandsbürger erlau-
ben können. Oder vielleicht
noch Menschen, die Uranmu-
nition ausgesetzt waren – in
ferneren Ländern. Vielleicht
aber auch aus einem Grund,
den die ukrainische Schrift-
stellerin Swetlana Alexije-
witsch aufzeigt: weil wir noch
nicht verstanden haben und
noch zu sehr wie vor Tscher-

nobyl denken. Es mag eine
Frage des Standortes und der
Wahrnehmung sein. Neuere
Generationen und Außenste-
hende mögen eine bessere
Übersicht haben. Und doch ist
es richtig: Die Augen zu
schließen und zu versuchen,
sich durch Unwissenheit vor
sich selbst zu schützen, hilft
nicht, die Welt zu verstehen.
Im Gegenteil, Gewöhnung an
zunehmende „zivile Niedrig-
dosisstrahlung“ fördert auch
den Gedanken an die Mach-
barkeit „regional begrenzter
Atomkriege“. Th.D.

„Unverständlich bleibt, wes-
halb die mittlere jährliche Pa-
tientenexposition in Deutsch-
land 6- bis 7-mal höher liegt
als im Vereinigten König-
reich“. Das konstatierten Die-
ter Regulla und Kollegen vom
GSF-Forschungszentrum für
Umwelt und Gesundheit in
Neuherberg sowie vom eben-
falls dort ansässigen Institut
für Strahlenhygiene des Bun-
desamtes für Strahlenschutz in
ihrer 2003 in der Zeitschrift
für Medizinische Physik ver-
öffentlichten Untersuchung
über den aktuellen Stand der
Strahlenbelastung von Pati-
enten in Deutschland. Strah-
lentelex hatte ausführlich be-
richtet (Nr. 400-401/2003).
136 Millionen Röntgenunter-
suchungen waren im Erhe-
bungsjahr 1997 über die Kran-
kenkassen abgerechnet wor-
den, mit einer Steigerung von
etwa 1 Prozent pro Jahr zwi-
schen 1994 und 1997. Das
sind 1.655 röntgendiagnosti-
sche Maßnahmen jährlich pro
1.000 Einwohner und bedeutet
sowohl im europäischen wie
im Weltvergleich eine Spit-
zenstellung: In Deutschland

werden doppelt bis dreimal so
viele Röntgenuntersuchungen
durchgeführt wie in den mei-
sten anderen EU-Staaten. Und
die Strahlenbelastungen sind
noch höher: Die mittlere me-
dizinische Strahlenbelastung
der Bevölkerung stieg in den
letzten Jahren von 1,5 auf
circa 2 Millisievert pro Jahr
und Person an. In Großbritan-
nien waren es 1997/98 nur
0,33 Millisievert. Laut Regul-
la und Kollegen ist abzusehen,
daß die mittleren Strahlenbe-
lastungen der Patienten weiter
ansteigen werden, etwa durch
die zunehmende Anwendung
von Computertomographien
(CT) und die Einführung des
Mehrzeilen-CT. „Radiologi-
sche Verfahren in Diagnostik
und Therapie auf dem Vor-
marsch“, titelte die Deutsche
Röntgengesellschaft zu ihrem
84. Röntgenkongress im Mai
2003.
Gesundheitspolitiker und mit
ihnen verbundene Lobbyisten
sorgen zudem bereits für wei-
tere Erhöhungen: Setzt sich
Bundesgesundheitsministerin
Ulla Schmidt (SPD) mit ihren
Plänen für ein Mammogra-

phie-Massenscreening auf
Brustkrebs durch, so wird ei-
ner Kalkulation des Bundes-
amtes für Strahlenschutz zu-
folge eine kollektive Strah-
lenbelastung (Kollektivdosis)
hinzukommen, die beträcht-
lich größer ist als alle bisheri-
gen Strahlenbelastungen von
beruflich Strahlenexponierten
und der Bevölkerung zusam-
mengenommen.

Ein Leitgedanke der Deut-
schen Röntgenkongresse der
letzten Jahre, so auch des
jüngsten, der vom 19. bis 22.
Mai 2004 in Wiesbaden statt-
gefunden hat, ist denn auch
die Verringerung der Strah-
lendosen. Professor Dr. med.
Bernd Hamm, Präsident der
Deutschen Röntgengesell-
schaft und Direktor des Insti-
tuts für Radiologie am Berli-
ner Universitätsklinikum Cha-
rité, ist wie seine Vorgänger
im Präsidentenamt davon
überzeugt, daß diese Miß-
stände maßgeblich den soge-
nannten Teilgebietsradiologen
anzulasten sind. Angaben sei-
ner Gesellschaft zufolge wur-
den 1997 bei den Krankenkas-
sen, also ohne Privatpatienten,
50.657.100 Röntgenuntersu-
chungen für 2.081.133.175
DM abgerechnet - und zwar
von 5.715 Fachradiologen
seiner Gesellschaft (das sind
2,9 Prozent der berufstätigen
Fachärzte in Deutschland) und
75.010 (das sind 38,3 Prozent)
Teilgebietsradiologen. Letzte
sind insbesondere Orthopä-

den, Chirurgen, Internisten
und Urologen, die zusätzlich
ebenfalls röntgen und die im
ambulanten Bereich 79 Pro-
zent aller Röntgenuntersu-
chungen durchführen.

Dabei seinen sie deutlich bes-
ser in der diagnostischen Ra-
diologie weitergebildet als et-
wa Orthopäden, die die Hälfte
aller konventionellen Skelett-
Röntgenaufnahmen selbst aus-
führen oder Internisten, die
das mit 70 Prozent der Rönt-
genaufnahmen der Brustorga-
ne (Thorax) tun, beklagen die
Radiologen. Bei einer „Selbst-
überweisung“ wurde zwischen
1,7 bis 7,7 mal häufiger eine
Röntgendiagnostik angeordnet
als bei einem Vergleichskol-
lektiv, bei dem die Patienten
zu einem Radiologen über-
wiesen wurden, mit dem keine
„Geschäftsbeziehungen“ be-
standen, werden amerikani-
sche Studien zitiert. Dies mag
verschiedene Gründe haben,
vermuten die Radiologen:
zum einen reine Bequemlich-
keit, was den Zugriff angehe,
zum anderen auch die Not-
wendigkeit, durch entspre-
chende Untersuchungs- und
Abrechnungszahlen eine Ge-
räteanschaffung zu amortisie-
ren. Und es sei auch nicht zu
übersehen, daß die Versu-
chung groß ist, durch bildge-
bende Diagnostik die Ver-
dienstspanne zu erweitern. In
den Staaten der EU, in denen
radiologische Leistungen aus-
schließlich von Fachradiolo-

Medizinische Strahlenbelastung

Keine Aussicht auf Verringerung
der überhöhten Strahlendosen
für Patienten in Deutschland

Deutsche Röntgengesellschaft: „Wir sind es nicht, die
Teilgebietsradiologen sind schuld.“


